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Zulässigkeit von Rücklagen im Regiebetrieb einer Ve rbandskör-
perschaft 
 
Die Bildung einer Rücklage i.S. des § 20 Abs. 1 Nr.  10 
Buchst. b EStG ist bei Regiebetrieben einer Verband skörper-
schaft unter den gleichen Voraussetzungen wie bei R egiebetrie-
ben einer kommunalen Gebietskörperschaft zulässig. Mangels 
gesetzlicher Beschränkungen reicht für deren steuer liche Aner-
kennung jedes "Stehenlassen" der handelsrechtlichen  Gewinne 
als Eigenkapital aus, sofern anhand objektiver Umst ände nach-
vollzogen und überprüft werden kann, dass dem Regie betrieb die 
entsprechenden Mittel weiterhin als Eigenkapital zu r Verfügung 
stehen sollen. 
 
 
 
AO § 167 Abs. 1 Satz 1 
EStG § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b, § 43 Abs. 1 Satz  1 Nr. 7c,  
§ 43a Abs. 1 Nr. 6, § 44 Abs. 1 und 6 
KStG § 4 
 
Urteil vom 30. Januar 2018     VIII R 15/16 
 
Vorinstanz: FG Düsseldorf vom 18. März 2016  6 K 20 99/13 KE 
(EFG 2016, 1179) 
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T e n o r  

 

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Fin anzgerichts 

Düsseldorf vom 18. März 2016  6 K 2099/13 KE wird a ls unbe-

gründet zurückgewiesen. 

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte  zu tragen. 

 

G r ü n d e  

 

I. 

Der Kläger und Revisionsbeklagte (Kläger) unterhiel t in den 

Streitjahren 2005 bis 2007 einen Betrieb gewerblich er Art "X" 

(BgA X). Dessen Gewinne unterwarf der Beklagte und 

Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) für die 

Anmeldungszeiträume 8/2006, 8/2007 und 8/2008 der 

Kapitalertragsteuer, obwohl der Kläger die Einstell ung der 

Gewinne in die Rücklagen geltend machte. 

 

Der Kläger ist eine Körperschaft des öffentlichen R echts, die 

als Berufsverband und X tätig ist. Mitglieder sind ... Die in 

den Handelsbilanzen des Klägers ermittelten Jahresü berschüsse 

in Höhe von ... € (2005), ... € (2006) und ... € (2 007) wurden 

in die (satzungsmäßigen) Gewinnrücklagen eingestell t. 

 

Nach den Ergebnissen der Betriebsprüfung buchte der  Kläger 

sämtliche Einnahmen und Ausgaben im Rechnungswesen der X. Für 

die verschiedenen Tätigkeitsbereiche habe es weder getrennte 

Buchführungen noch getrennte Bankkonten gegeben. Di e 

rechnerische Zuordnung der Aufwendungen sei über ei ne 

Aufteilung nach Kostenschlüsseln erfolgt. Die Prüfu ng kam zu 

dem Ergebnis, die handelsrechtlichen Jahresüberschü sse des BgA 

X seien in den Bilanzen des Klägers zutreffend ausg ewiesen. 

Soweit die Aufwendungen dem Berufsverband zuzurechn en seien, 
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würden sie durch die (echten) Mitgliedsbeiträge aus geglichen. 

Überschüsse seien insoweit nicht erzielt worden. So weit der 

Berufsverband für seine Mitglieder besondere Projek te 

durchführe und hierfür (noch) keine Sonderbeiträge (unechte 

Mitgliedsbeiträge) erhalten habe, seien in den Hand elsbilanzen 

"Vorräte" aktiviert worden. Dies gelte in den Strei tjahren 

insbesondere für das Projekt "...". 

 

Auf die Handelsbilanzgewinne des BgA X, deren Höhe sich gemäß 

§ 3 Abs. 1 der Satzung des Klägers aus einer Verzin sung der 

freien Rücklagen mit der Bruttodurchschnittsrendite  aller 

Kapitalanlagen ergebe, falle gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 10 

Buchst. b i.V.m. § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7c und § 43 a Abs. 1 

Nr. 6 des Einkommensteuergesetzes in der für die St reitjahre 

geltenden Fassung (EStG) eine 10 %-ige Kapitalertra gsteuer an. 

Die Bildung von Rücklagen sei nicht zulässig, da de r BgA X als 

Regiebetrieb anzusehen sei, dessen Zweck auch ohne eine solche 

Rücklagenbildung nachhaltig habe erfüllt werden kön nen. 

Außerdem seien in den Streitjahren Beträge in Höhe von jeweils 

48 bis 60 Mio. € nicht verbraucht und auch nicht zu r Bildung 

von Rücklagen oder Rückstellungen verwendet, sonder n den 

Mitgliedern als Rückgaben erstattet worden. 

 

Das FA erließ daraufhin gegenüber dem Kläger die Be scheide 

über die Festsetzung von Kapitalertragsteuer und So lidaritäts-

zuschlag zur Kapitalertragsteuer vom 12. November 2 012 für den 

Anmeldungszeitraum 8/2006 mit einer Kapitalertragst euer in 

Höhe von ... €, für den Anmeldungszeitraum 8/2007 m it einer 

Kapitalertragsteuer in Höhe von ... € und für den A n-

meldungszeitraum 8/2008 mit einer Kapitalertragsteu er in Höhe 

von ... €. Der gegen diese Bescheide gerichtete Ein spruch 

hatte keinen Erfolg. 
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Dagegen urteilte das Finanzgericht (FG), das FA hab e gegenüber 

dem Kläger zu Unrecht Kapitalertragsteuer festgeset zt. Zwar 

führe der Kläger einen BgA X ohne eigene Rechtspers önlichkeit, 

der von seiner Tätigkeit als Berufsverband und dem Betrieb 

gewerblicher Art "Projekte" (BgA Projekte) zu trenn en sei und 

für dessen Gewinne er unter den Voraussetzungen des  § 20 

Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG Kapitalertragsteuer sc hulde. 

Allerdings seien die Gewinne des als Regiebetrieb g eführten 

BgA X in den Streitjahren in die Rücklagen eingeste llt worden, 

so dass keine Kapitalertragsteuer anfalle. Das Urte il ist in 

Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2016, 1179 

veröffentlicht. 

 

Mit seiner Revision macht das FA geltend, bei Regie betrieben 

setze die Anerkennung von Rücklagen i.S. des § 20 A bs. 1 

Nr. 10 Buchst. b EStG voraus, dass die Zwecke des B etriebs 

gewerblicher Art ohne die Rücklagenbildung nachhalt ig nicht 

erfüllt werden könnten (vgl. Schreiben des Bundesmi nisteriums 

der Finanzen --BMF-- vom 8. August 2005 IV B 7 -S 2 706a- 4/05, 

BStBl I 2005, 831, Rz 23; vom 9. Januar 2015 

IV C 2 -S 2706- a/13/10001, BStBl I 2015, 111, Rz 3 5). Dies 

folge daraus, dass die Trägerkörperschaft im Fall e ines 

Regiebetriebs --im Gegensatz zu einem Eigenbetrieb- - 

unmittelbar über die Gewinne des Betriebs gewerblic her Art 

verfügen könne, und werde durch das entsprechende o biter 

dictum im Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 16.  November 

2011 I R 108/09 (BFHE 236, 48, BStBl II 2013, 328) bestätigt. 

Ließe man die Rücklagenbildung bei Regiebetrieben v orausset-

zungslos zu, stünde es im Belieben der Trägerkörper schaft, ob 

für die Gewinne eines Regiebetriebs Kapitalertragst euer an-

falle. 
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Im Streitfall seien diese Voraussetzungen nicht erf üllt. Ins-

besondere sei eine Zuführung zu den freien und unbe lasteten 

Eigenmitteln nicht erforderlich gewesen, ... 

 

Das FA beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben un d die Klage 

abzuweisen. 

 

Der Kläger beantragt, die Revision des FA als unbeg ründet zu-

rückzuweisen. 

 

II. 

Die Revision des FA ist unbegründet und daher zurüc kzuweisen 

(§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). D as FG hat 

zu Recht entschieden, dass die an den Kläger gerich teten Be-

scheide über die Festsetzung von Kapitalertragsteue r vom 

12. November 2012 für die Anmeldungszeiträume 8/200 6, 8/2007 

und 8/2008 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vo m 22. Juli 

2013 rechtswidrig waren. 

 

1. Zwar durfte das FA den Kläger wegen fehlender Ab gabe der 

Kapitalertragsteueranmeldungen i.S. des § 45a EStG grundsätz-

lich für die Entrichtungsschulden des BgA X im Wege  des 

Nachforderungsbescheids in Anspruch nehmen (§ 167 A bs. 1 

Satz 1 Alternative 2 der Abgabenordung --AO-- i.V.m . § 155 

Abs. 1 Satz 1 AO, § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG , § 43 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 7c EStG und § 44 Abs. 6 Sätze 1 u nd 4 sowie 

Abs. 1 Sätze 3 bis 5 EStG). Die Kapitalertragsteuer  beträgt 

aber jeweils 0 €, da die vom BgA X in den Jahren 20 05 bis 2007 

erzielten Gewinne gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 1 

EStG den Rücklagen zugeführt worden sind. 

 

2. Gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 1 EStG g ehört zu 

den Einkünften aus Kapitalvermögen u.a. der nicht d en Rückla-
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gen zugeführte Gewinn eines Betriebs gewerblicher A rt i.S. des 

§ 4 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) ohne eige ne Rechts-

persönlichkeit. Weitere Voraussetzungen sind, dass der Betrieb 

gewerblicher Art nicht von der Körperschaftsteuer b efreit ist 

und seinen Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich ermittelt 

oder mehr als 350.000 € Umsatz im Kalenderjahr oder  mehr als 

30.000 € Gewinn im Wirtschaftsjahr hat. Gemäß § 20 Abs. 1 

Nr. 10 Buchst. b Satz 2 EStG führt die spätere Aufl ösung der 

Rücklagen zu Zwecken außerhalb des Betriebs gewerbl icher Art 

ebenfalls zu einem Gewinn i.S. des Satzes 1. 

 

Die Regelungen enthalten eine Ausschüttungsfiktion,  da wegen 

der fehlenden rechtlichen Selbständigkeit des Betri ebs gewerb-

licher Art keine tatsächlichen Ausschüttungen mögli ch sind 

(BFH-Urteile vom 11. Juli 2007 I R 105/05, BFHE 218 , 327, 

BStBl II 2007, 841, unter II.1.; in BFHE 236, 48, B StBl II 

2013, 328, Rz 12). Soweit für diese fiktiven Aussch üttungen 

gemäß § 27 Abs. 1 bis 6 KStG, die gemäß § 27 Abs. 7  KStG sinn-

gemäß anwendbar sind, Beträge aus dem steuerlichen Einlage-

konto als verwendet gelten, liegen keine steuerpfli chtigen 

Einkünfte vor (§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 5 i.V.m. 

Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG). Im Ergebnis soll für jur istische 

Personen des öffentlichen Rechts und deren wirtscha ftliche Be-

tätigung in der Form eines rechtlich unselbständige n Betriebs 

gewerblicher Art eine zweite Besteuerungsebene gesc haffen wer-

den, die aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit zu e iner ähnli-

chen Gesamtsteuerbelastung wie bei Kapitalgesellsch aften und 

ihren Gesellschaftern führt (vgl. BFH-Urteile in BF HE 218, 

327, BStBl II 2007, 841, unter II.1.; vom 23. Janua r 2008 

I R 18/07, BFHE 220, 357, BStBl II 2008, 573, unter  II.2.b aa; 

vom 25. März 2015 I R 52/13, BFHE 250, 46, BStBl II  2016, 

172). 
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Für die Einkünfte i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchs t. b EStG 

fällt gemäß § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7c EStG Kapitale rtragsteuer 

an, die gemäß §§ 2 Nr. 2, 32 Abs. 1 Nr. 2 KStG abge ltende Wir-

kung hat und in den Streitjahren gemäß § 43a Abs. 1  Nr. 6 EStG 

10 % beträgt. Auch wenn der Betrieb gewerblicher Ar t mangels 

eigener Rechtspersönlichkeit mit seiner Trägerkörpe rschaft zi-

vilrechtlich identisch ist, gelten dabei gemäß § 44  Abs. 6 

Satz 1 EStG die juristische Person des öffentlichen  Rechts als 

Gläubigerin der Kapitalerträge (und damit gemäß § 4 4 Abs. 6 

Satz 4 i.V.m. Abs. 1 Satz 1 EStG als Schuldnerin de r Kapital-

ertragsteuer) und der Betrieb gewerblicher Art als Schuldner 

der Kapitalerträge, der gemäß § 44 Abs. 6 Satz 4 i. V.m. Abs. 1 

Sätze 3 bis 5 EStG grundsätzlich der Entrichtungssc huldner der 

Kapitalertragsteuer ist. 

 

Alleiniges Steuersubjekt bleibt aber auch für die E ntrich-

tungsschuld der Kapitalertragsteuer des Betriebs ge werblicher 

Art ausschließlich die Trägerkörperschaft, da dem B etrieb ge-

werblicher Art eine rechtliche Organisationsform fe hlt, die 

nach den Regelungen der Abgabenordung handlungsfähi g ist (zur 

Körperschaftsteuer des Betriebs gewerblicher Art gr undlegend 

BFH-Urteil vom 13. März 1974 I R 7/71, BFHE 112, 61 , BStBl II 

1974, 391; zum Streitstand Bott in Ernst & Young, K StG, § 4 

Rz 19 ff., und Meier/Semelka in Herrmann/Heuer/Raup ach 

--HHR--, § 4 KStG Rz 6, jeweils m.w.N.). 

 

Die Kapitalertragsteuer für Gewinne des Betriebs ge werblicher 

Art entsteht gemäß § 44 Abs. 6 Satz 2 EStG zum Zeit punkt der 

Bilanzerstellung, spätestens aber acht Monate nach Ablauf des 

Wirtschaftsjahrs. Davon zu trennen ist der Zufluss der Ein-

künfte aus Kapitalvermögen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr.  10 

Buchst. b Satz 1 EStG bei der Trägerkörperschaft. I m Fall ei-

nes Regiebetriebs fließen diese Einkünfte zeitgleic h (phasen-
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kongruent) mit der Entstehung der Gewinne zum Absch luss des 

jeweiligen Wirtschaftsjahrs zu, im Fall eines Eigen betriebs 

dagegen grundsätzlich erst im Folgejahr (vgl. BFH-U rteil vom 

11. September 2013 I R 77/11, BFHE 242, 481, BStBl II 2015, 

161, Rz 20, m.w.N.). Dies folgt aus den unterschied lichen 

haushalterischen Grundlagen. Während Eigenbetriebe finanzwirt-

schaftlich Sondervermögen der Trägerkörperschaft si nd, deren 

Gewinn erst dann in den allgemeinen Haushalt der Tr ägerkörper-

schaft überführt wird, wenn dies das hierfür zustän dige Gre-

mium beschließt, fließen Einnahmen der Regiebetrieb e unmittel-

bar in den Haushalt der Trägerkörperschaft und Ausg aben werden 

unmittelbar aus dem Haushalt der Trägerkörperschaft  bestritten 

(BFH-Urteile in BFHE 220, 357, BStBl II 2008, 573, unter 

II.2.b cc; in BFHE 236, 48, BStBl II 2013, 328, Rz 14). 

 

3. Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze hat das  FG rechts-

fehlerfrei entschieden, dass die vom BgA X in den J ahren 2005 

bis 2007 erzielten Gewinne nicht zu kapitaler-

tragsteuerpflichtigen Einkünften aus Kapitalvermöge n gemäß 

§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG geführt haben. 

 

a) Das FG geht zutreffend von der grundsätzlichen A nwendbar-

keit des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG auf den BgA X aus.  

 

§ 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG ist nicht auf die  Betriebe 

gewerblicher Art kommunaler Gebietskörperschaften b eschränkt, 

sondern gilt wegen des allgemeinen Verweises auf § 4 KStG auch 

für Betriebe gewerblicher Art anderer Körperschafte n. Entspre-

chendes gilt für die Unterscheidung zwischen Eigen-  und Regie-

betrieben, da hierbei nicht auf das Haushaltsrecht abgestellt 

wird, sondern auf die Frage, ob ein finanzwirtschaf tliches 

Sondervermögen ohne eigene Rechtspersönlichkeit geb ildet wor-
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den ist (gl.A. Krämer in Dötsch/Pung/Möhlenbrock -- D/P/M--, 

Kommentar zum KStG und EStG, § 4 KStG Rz 302). 

 

Im Streitfall kommen nach der Satzung der Klägerin zwar sämt-

liche überschüssigen Beiträge, die nicht für die sa tzungsmä-

ßige Rücklage erforderlich sind, über die Rückgaben  aus-

schließlich den ... X ... zugute. Dies reicht aber nicht für 

eine Vermögensabgrenzung i.S. eines finanzwirtschaf tlichen 

Sondervermögens aus, zumal es nichts an der unmitte lbaren 

Verfügungsbefugnis der Klägerin als Trägerkörpersch aft ändert. 

Im Ergebnis liegt ein Betrieb gewerblicher Art ohne  eigene 

Rechtspersönlichkeit in der Form eines Regiebetrieb s vor. 

 

b) Der BgA X ist nach den bindenden Feststellungen des FG 

(§ 118 Abs. 2 FGO) nicht von der Körperschaftsteuer  befreit 

und ermittelt den Gewinn durch Betriebsvermögensver gleich. 

Dass lediglich eine Gesamtbilanz für die Tätigkeite n Verband, 

BgA Projekte und BgA X erstellt worden ist, schadet  hier 

deshalb nicht, weil diese nach den bindenden Festst ellungen 

des FG (§ 118 Abs. 2 FGO) in zutreffender Höhe den 

handelsrechtlichen Gewinn des BgA X ausweist. Die n ach den 

handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch führung 

zutreffenden Jahresüberschüsse i.S. des § 275 des 

Handelsgesetzbuchs (HGB) sind für den "Gewinn" i.S.  des § 20 

Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 1 EStG die maßgebende Größe (vgl. 

BFH-Urteil in BFHE 242, 481, BStBl II 2015, 161, Rz  21). 

 

c) Auch die Entscheidung des FG, die Zuführung der Gewinne des 

BgA X in die Rücklagen steuerlich anzuerkennen und dadurch für 

die Streitjahre steuerpflichtige Einkünfte aus Kapi talvermögen 

i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b EStG zu verne inen, ist 

revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. 
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aa) Die Bildung einer Rücklage i.S. des § 20 Abs. 1  Nr. 10 

Buchst. b Satz 1 EStG ist auch bei einem als Regieb etrieb ge-

führten Betrieb gewerblicher Art möglich (a.A. Bott , Deutsche 

Steuer-Zeitung --DStZ-- 2009, 710, 724; kritisch au ch 

HHR/Meier/Semelka, § 4 KStG Rz 127; Bott, DStZ 2015 , 112, 

122). 

 

Im Gesetz werden weder der Begriff der "Rücklagen" noch die 

Voraussetzungen einer Zuführung zu den Rücklagen de finiert. 

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass der Gesetzg eber mit 

den Regelungen zu den Betrieben gewerblicher Art gr undsätzlich 

das Ziel verfolgt, die Gleichbehandlung dieser Betr iebe mit 

Kapitalgesellschaften zu erreichen (BTDrucks 14/268 3, 

S. 114 f.). Die Ausschüttungsfiktion des § 20 Abs. 1 Nr. 10 

Buchst. b EStG und die Fiktion des § 44 Abs. 6 Satz  1 EStG, 

die Trägerkörperschaft als Gläubigerin der Kapitale rträge und 

den Betrieb gewerblicher Art als Schuldner der Kapi talerträge 

anzusehen, beruhen auf dem Gedanken, den Betrieb ge werblicher 

Art zur Schaffung zweier Besteuerungsebenen wie ein e "virtu-

elle Kapitalgesellschaft" (Märtens in Gosch, KStG, 3. Aufl., 

§ 4 Rz 22) zu behandeln. Dieser Gedanke einer virtu ellen Kapi-

talgesellschaft gilt sowohl für Eigen- als auch für  Regiebe-

triebe und umfasst grundsätzlich auch die Möglichke it, Gewinne 

des Betriebs gewerblicher Art nicht sofort im Wege der Aus-

schüttung der zweiten Besteuerungsebene zuführen zu  müssen, 

sondern speichern zu dürfen. Dem entspricht die ges etzlich 

eingeräumte Möglichkeit, Rücklagen bilden zu dürfen , die erst 

zum Zeitpunkt der späteren Auflösung die zweite Bes teuerungs-

ebene auslösen. 

 

Die Unterschiede zwischen Eigen- und Regiebetrieben  führen zu 

keinem anderen Ergebnis. Zwar kann die Trägerkörper schaft bei 

Regiebetrieben im Gegensatz zu Eigenbetrieben unmit telbar über 
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den Gewinn verfügen. Dem Gesetz ist aber hinsichtli ch der Zu-

lässigkeit der Rücklagenbildung keine Differenzieru ng zwischen 

Eigen- und Regiebetrieben zu entnehmen. Vielmehr sp richt das 

Ziel einer Gleichbehandlung sämtlicher Betriebe gew erblicher 

Art ohne eigene Rechtspersönlichkeit mit Kapitalges ellschaften 

für ein steuerrechtliches Verständnis der Rücklagen , das 

grundsätzlich sowohl für Eigen- als auch für Regieb etriebe 

gilt. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass die Ann ahme der 

kapitalertragsteuerpflichtigen Ausschüttung bei ein em Betrieb 

gewerblicher Art ohne eigene Rechtspersönlichkeit l ediglich 

auf einer Fiktion beruht. Damit ist auch die Ausnah me der Zu-

führung zu den Rücklagen nur eine Fiktion, die nich t allein 

unter Hinweis auf die tatsächliche unmittelbare Ver fügungsbe-

fugnis der Trägerkörperschaft verneint werden kann.  

 

bb) Der Senat folgt nicht der Auslegung der Finanzv erwaltung, 

wonach die Rücklagenbildung bei Regiebetrieben nur unter be-

stimmten zusätzlichen Voraussetzungen zuzulassen is t (BMF-

Schreiben in BStBl I 2015, 111, Rz 35; zustimmend B lümich/ 

Ratschow, § 20 EStG Rz 344). 

 

Für diese zusätzlichen Voraussetzungen fehlt eine g esetzliche 

Grundlage (gl.A. Bott, DStZ 2015, 112, 122; Bott/Sc hiffers, 

DStZ 2013, 886, 900). Sie wurden auch nicht durch d as Urteil 

des I. Senats des BFH in BFHE 236, 48, BStBl II 201 3, 328 

(Rz 16) bestätigt (a.A. wohl Bürstinghaus in Hidien /Jürgens, 

Die Besteuerung der öffentlichen Hand, § 5 Rz 884 f .). Bei 

diesen Ausführungen handelte es sich lediglich um e in obiter 

dictum. Entscheidend war in jener Entscheidung alle in, aus den 

unterschiedlichen haushalterischen Vorgaben für Reg ie- und Ei-

genbetriebe abzuleiten, dass die zu diesem Zeitpunk t nach Auf-

fassung der Finanzverwaltung für sämtliche Betriebe  gewerbli-

cher Art ohne eigene Rechtspersönlichkeit geltenden  Einschrän-
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kungen für die Bildung von Rücklagen (BMF-Schreiben  in BStBl I 

2005, 831, Rz 23) jedenfalls nicht auf Eigenbetrieb e anwendbar 

seien. 

 

cc) Die Zuführung zu den Rücklagen i.S. des § 20 Ab s. 1 Nr. 10 

Buchst. b Satz 1 EStG setzt darüber hinaus weder de n --im 

Streitfall gegebenen-- formalen Ausweis als handels bilanzielle 

Rücklage i.S. des § 272 HGB noch eine --bei der Klä gerin als 

Verbandskörperschaft nicht in Betracht kommende-- h aushalts-

rechtlich bindende Mittelreservierung auf Ebene der  Trägerkör-

perschaft voraus (vgl. auch Krämer in D/P/M, a.a.O. , § 4 KStG 

Rz 305a und 309). Für eine entsprechende Einschränk ung der vom 

Gesetzgeber ausdrücklich eingeräumten Dispositionsb efugnis ist 

in § 20 Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b Satz 1 EStG ebenfal ls keine 

ausreichende gesetzliche Grundlage erkennbar. 

 

Die Auslegung des Rücklagenbegriffs muss sich vielm ehr an dem 

steuerlichen Zweck orientieren, auch Betrieben gewe rblicher 

Art die Möglichkeit zu eröffnen, ihre handelsrechtl ichen Ge-

winne erst dann der Kapitalertragsteuer zu unterwer fen, wenn 

sie nicht mehr für Zwecke des Betriebs genutzt, son dern auf 

die Ebene der Trägerkörperschaft überführt werden. Außerdem 

ist der fiktive Charakter der Rücklagen i.S. des § 20 Abs. 1 

Nr. 10 Buchst. b Satz 1 EStG zu berücksichtigen. De m würden 

sowohl das Erfordernis eines formalen Ausweises als  Rücklage 

als auch die Anknüpfung an eine haushaltsrechtlich bindende 

Mittelreservierung auf Ebene der Trägerkörperschaft  widerspre-

chen. 

 

dd) Dementsprechend hat der BFH für den Fall eines Eigenbe-

triebs entschieden, dass dessen Gewinne schon dann als den 

Rücklagen zugeführt gelten, wenn sie nicht durch ei nen Aus-

schüttungsbeschluss oder durch eine verdeckte Gewin nausschüt-
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tung (vGA) an die Trägerkörperschaft für Zwecke auß erhalb des 

Betriebs gewerblicher Art überführt worden sind (BF H-Urteil in 

BFHE 236, 48, BStBl II 2013, 328, Rz 15 und 22). Da mit hat der 

BFH für Eigenbetriebe bestätigt, dass grundsätzlich  jedes 

"Stehenlassen" der handelsrechtlichen Gewinne als E igenkapital 

für Zwecke des Betriebs gewerblicher Art ausreicht,  unabhängig 

davon, ob dies in der Form der Zuführung zu den Gew innrückla-

gen, als Gewinnvortrag oder unter einer anderen Pos ition des 

Eigenkapitals geschieht (vgl. auch BMF-Schreiben in  BStBl I 

2015, 111, Rz 34; Verfügung der Oberfinanzdirektion  Karlsruhe 

vom 7. Oktober 2015 S 270.6/43-St 212, unter V.2.1. 1; Bott in 

Ernst & Young, a.a.O., § 4 Rz 452.5; Gastl in Hidie n/Jürgens, 

a.a.O., § 6 Rz 101).  

 

ee) Von dieser Rechtsprechung ist grundsätzlich auc h im Fall 

eines Regiebetriebs auszugehen, da Eigen- und Regie betriebe 

mangels einer entsprechenden Differenzierung in § 2 0 Abs. 1 

Nr. 10 Buchst. b EStG so weit wie möglich gleich zu  behandeln 

sind. Dies gilt nicht nur im Bereich kommunaler Geb ietskörper-

schaften, sondern auch für Regiebetriebe anderer Kö rperschaf-

ten. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass bei ei nem Regie-

betrieb --im Gegensatz zu einem Eigenbetrieb-- kein  Ausschüt-

tungsbeschluss erforderlich ist, um der Trägerkörpe rschaft die 

Verfügung über die Gewinne des Betriebs gewerbliche r Art zu 

ermöglichen. Deshalb muss anhand objektiver Umständ e nachvoll-

zogen und überprüft werden können, dass dem Regiebe trieb die 

entsprechenden Mittel weiterhin als Eigenkapital zu r Verfügung 

stehen. Angesichts der auf Fiktionen basierenden Be steuerungs-

merkmale sind hieran aber keine strengen Anforderun gen zu 

stellen. 

 

ff) Auch für Liquiditätsabflüsse an die Trägerkörpe rschaft, 

beispielsweise durch Gewährung eines Darlehens des Betriebs 
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gewerblicher Art an die Trägerkörperschaft, gelten grundsätz-

lich keine weiteren Einschränkungen. Dies folgt zum  einen aus 

der Anknüpfung der Ausschüttungsfiktion des § 20 Ab s. 1 Nr. 10 

Buchst. b EStG an die bilanzielle Größe des handels rechtlichen 

Jahresüberschusses, für den Liquiditätsüberlegungen  grundsätz-

lich keine Rolle spielen (vgl. BFH-Urteil in BFHE 2 42, 481, 

BStBl II 2015, 161, Rz 22 und 25; von Beckerath in Kirchhof, 

EStG, 17. Aufl., § 20 Rz 64; HHR/Intemann, § 20 ESt G Rz 360; 

kritisch zur Berücksichtigung von Liquiditätsüberle gungen auch 

Krämer in D/P/M, a.a.O., § 4 KStG Rz 313 und Bott/S chiffers, 

DStZ 2013, 886, 892 und 899), und zum anderen aus d er grund-

sätzlichen Anerkennung von Rechtsbeziehungen zwisch en dem Be-

trieb gewerblicher Art und seiner Trägerkörperschaf t (BFH-Ur-

teil vom 9. Juli 2003 I R 48/02, BFHE 203, 71, BStB l II 2004, 

425). Allerdings sind im Verhältnis zwischen Träger körper-

schaft und Betrieb gewerblicher Art die für Kapital gesell-

schaften und deren Alleingesellschafter entwickelte n Grund-

sätze über vGA entsprechend anwendbar (vgl. auch BF H-Urteile 

vom 10. Juli 1996 I R 108-109/95, BFHE 181, 277, BS tBl II 

1997, 230; vom 17. Mai 2000 I R 50/98, BFHE 192, 92 , BStBl II 

2001, 558; BFH-Beschluss vom 6. November 2007 I R 7 2/06, BFHE 

219, 545, BStBl II 2009, 246), wobei wegen der rech tlichen 

Identität zwischen Trägerkörperschaft und Betrieb g ewerblicher 

Art die zivilrechtliche Wirksamkeit des Rechtsgesch äfts keine 

Rolle spielen kann (vgl. auch Jürgens in Hidien/Jür gens, 

a.a.O., § 5 Rz 421). 

 

gg) Im Streitfall sind die ermittelten Jahresübersc hüsse in 

der Bilanz ausdrücklich in eine satzungsmäßige (Gew inn-)Rück-

lage eingestellt worden. Das Zusammenspiel zwischen  der in § 3 

Abs. 1 der Satzung vorgesehenen Gewinnrücklage und dem tat-

sächlichen Ausweis einer solchen Rücklage in der Bi lanz reicht 

aus, um nachvollziehen zu können, dass die erzielte n Gewinne 
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weiterhin für Zwecke des BgA X als Eigenkapital zur  Verfügung 

stehen. 

 

Darüber hinaus führt der Liquiditätsabfluss durch d ie Vor-

finanzierung der Ausgaben des BgA Projekte nicht zu  einer vGA 

des BgA X. Zwar hat der BgA X dem BgA Projekte Fina nzmittel 

zur Verfügung gestellt, die in der Bilanz nicht als  

(Darlehens-)Forderung gegenüber dem BgA Projekte, s ondern 

lediglich als Vorräte ausgewiesen werden. Nach den bindenden 

Feststellungen des FG (§ 118 Abs. 2 FGO) hat der Bg A X dem BgA 

Projekte die Finanzmittel aber trotzdem "wie Darleh en" und 

nicht "wie Gewinne" zur Verfügung gestellt, da sie mit Zinsen 

zurückgezahlt worden seien. Dies widerspricht weder  

Denkgesetzen noch allgemeinen Erfahrungssätzen, da sich im 

Rahmen der konsolidierten Gesamtbilanz die vom FG a ngenommene 

Darlehensforderung und die entsprechende Verbindlic hkeit des 

BgA Projekte aufheben. Auch dass das FG als Beleg f ür die 

Annahme eines Darlehens auf den Vertrag mit der ...  vom 

... Dezember 2004 Bezug nimmt, der ausschließlich d em BgA 

Projekte zuzuordnen ist, führt zu keinem anderen Er gebnis. 

Denn im Zusammenhang mit den Satzungsregelungen in § 3 Abs. 1 

und § 5 Abs. 4 wird aus diesem Vertrag trotzdem deu tlich, dass 

die aus diesen Verträgen zufließenden Einnahmen let ztlich beim 

BgA X zu einer verzinsten Rückführung der dem BgA P rojekte 

vorfinanzierten Ausgaben führen. 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 F GO. 
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